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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- Berlin und Arthur Paſtor in Aachen 
gnädigſt geruht, den Charakter als Kommerzienrat 
dem Kommerzienrat Otto Arnold in zu verleihen. 
Magdeburg den Charakter als Ge— 
heimer Kommerzienrat, ſowie Der Gewerbeaſſeſſor Thilo in Preußiſch— 
dem Fabrikbeſitzer Adolph Coſack in Stargard iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt 
Neheim, Kreis Arnsberg, dem Kauf- und endgültig mit der Verwaltung der 
man Emil Dietrich in Thorn und Gewerbeinſpektion in Pr.⸗Stargard betraut 
den Fabrikauten Ludwig Lehmann in worden. 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Gevlogiſche Landesanſtalt in Berlin und Bergakademie in Berlin. 

Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 25. März d. J. ſind für die Königliche 
Geologiſche Landesanſtalt und die Königliche Bergakademie zu Berlin unter 
dem 1. April d. J. neue Satzungen erlaſſen, deren Veröffentlichung in der erſten Beilage 
der Nr. 84 des Reichs- und Staatsanzeigers vom 6. April d. J. erfolgt iſt. 

Nach § 1 Abf. 2 dieſer Satzungen haben beide Anſtalten noch ein gemeinſames 
Dienſtgebäude ſowie gemeinſchaftliche Kaſſenverwaltung und Bibliothek, ſind aber im 
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übrigen, insbeſondere in der Vertretung dem Miniſter gegenüber und nach außen 
ſowie in ihrer inneren Verwaltung von einander unabhängig. 
1 Die Adreſſe der genannten Anſtalten, welche nach den älteren Satzungen unter dem 
damen 

„Königliche Geologiſche Landesanſtalt und Bergakademie zu Berlin“ 
vereinigt waren, lautet demnach künftig je beſonders: 

„An die Königliche Geologiſche Landesanſtalt in Berlin“ 
oder 

„An die Königliche Bergakademie in Berlin“. 


Betr. beſchädigte Reichsmünzen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. Juli 1907. 
Die nachſtehend abgedruckte Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 3. Juli 
d. J., betreffend die Anwendung der für die Behandlung der gewaltſam beſchädigten echten 
Reichsmünzen erlaſſenen Beſtimmungen, iſt auch im Bereiche der meiner Verwaltung unter— 
ſtellten Behörden uſw. zur Ausführung zu bringen. 


Im Auftrage. 
IIa 3030. I 7090. III 6403. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden uſw. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. 
Berlin, den 3. Juli 1907. 

Aus kaufmänniſchen Kreiſen ſind Wünſche laut geworden, die für die Behandlung 
der gewaltſam beſchädigten echten Reichsmünzen erlaſſenen Beſtimmungen (vergl. die Be⸗ 
kanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 9. Mai 1876, Reichszeutralbl. S. 260, Be⸗ 
ſchluß des Bundesrats vom 13. Dezember 1877, Reichszentralbl. 1878 S. 29) zu ändern, 
damit die mit der Anwendung dieſer Vorſchriften angeblich verbundenen Härten vermieden 
würden. Solchen Anregungen kann, ſoweit fie auf eine Anderung dieſer Beſtinumungen 
gerichtet ſind, im Intereſſe der Ordnung des Münzweſens keine Folge gegeben werden. 
Grundſätzlich muß es jedem überlaſſen bleiben, ſich vor Verluſten dadurch zu ſchützen, daß 
er im Verkehre die Annahme beſchädigter Münzen verweigert. Dies muß auch im gewerb⸗ 
lichen Leben die maßgebende Richtſchnur bilden. Immerhin läßt ſich nicht verkennen, daß 
durch ein zu ſtrenges Verfahren der öffentlichen Kaſſen namentlich bei dem Einſchneiden 
der unterwertigen Scheidemünzen Härten erwachſen können. Es erſcheint daher angebracht, 
ſolche Unzuträglichkeiten auf ein tunlichſt geringes Maß zurückzuführen. 

Die Königliche Regierung veranlaſſe ich daher, die unterſtellten Kaſſen des diesſeitigen 
Geſchäftsbereichs zu einer milden Handhabung der fraglichen Beſtimmungen anzuweiſen. 
Danach werden die nicht erheblich beſchädigten echten Münzen zum Nennwert anzunehmen 
und, ſofern die Beſchädigung nicht ſo geringfügig iſt, daß hierdurch die Umlaufsfähigkeit 
nicht beeinträchtigt wird, dem Münzmetalldepot des Reichs (Berlin C. 19, Unterwaſſer⸗ 
ſtraße 2 bis 4) zuzuführen fein. Ein mildes Verfahren wird auch daun angezeigt ſein, 
wenn die Veſchädigung erweislich durch einen Brand erfolgt iſt. Beſtehen Zweifel über 
die Einlösbarkeit einer beſchädigten Münze, ſo empfiehlt es ſich, dieſe unter Vorbehalt 
der Einlöſung anzunehmen und dem Münzmetalldepot behufs Entſchließung über die Ihr 
nahme zu überſenden. 

Schließlich bemerke ich noch, daß letzteres auf Wunſch des Eigentümers einer Münze, 
die einzuſchneiden iſt, ſich auch mit deren auftragweiſen Verkaufe befaßt. 


19993. II 6824. III 11 284. (gez.) Freiherr von Rheinbaben. 


An ſämtliche Königlichen Regierungen. 
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Betr. Ziusſcheine und Ziusſcheinbogen der preußiſchen Staatsſchuld und der Reichsſchuld. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. Juli 1907. 

Die nachſtehend abgedruckte Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 29. April 2 7% 
d. J., betreffend die Erleichterung der Einlöſung der Zinsſcheine und des Bezugs neuer f 
Zinsſcheinbogen, iſt auch im Bereiche der meiner Verwaltung unterſtellten Behörden uſw. 
zur Ausführung zu bringen. 

Im Auftrage. 

IIa 2284. I 7089. III 6404. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden uſw. 


Anlage 1. 


Der Finanzminiſter. 
Berlin, den 29. April 1907. 

(1) Die Königliche Regierung erhält hierneben Abdrucke einer unterm heutigen 
Tage von dem Herrn Reichskanzler und mir erlaſſenen Bekanntmachung, betreffend die 
Einlöſung der Zinsſcheine und den Bezug neuer Zinsſcheinbogen der preußiſchen Staats 
anleihen und der Reichsſchuldverſchreibungen, mit der Veranlaſſung, die Bekanntmachung 
im Regierungsamtsblatte zu veröffentlichen und dafür zu ſorgen, daß auch in den Kreisblättern 
ſowie ſonſtigen zur Aufnahme amtlicher Bekanntmachungen beſtimmten Blättern, ſoweit dies 
ohne Koſten für die Staatskaſſe geſchehen kann, die neuen Beſtimmungen zum Abdrucke 
gelangen oder doch wenigſtens ein Hinweis auf dieſelben ſowie auf die betreffende Amts— 
blattsnummer Aufnahme findet. 

(2) Die Bekanntmachung bringt folgende Neuerungen: 

a) Die Zahl der preußischen Zinsſcheineinlöſungsſtellen wird durch Einbeziehung 
der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und der hauptamtlich verwalteten 
Forſtkaſſen vermehrt. 

b) Als Vermittelungsſtellen für die Erneuerung der Zinsſcheine — bisher nur die 
Kontrolle der Staatspapiere, die Regierungshauptkaſſen und die Kreiskaſſe in 
Frankfurt a. M. — dienen fortan ſämtliche Zinsſcheineinlöſungsſtellen aus⸗ 
ſchließlich der Staatsſchuldentilgungskaſſe und der Reichsbankhauptkaſſe. Für 
die Einlieferung der Erneuerungsſcheine wird die Vorlegung nur eines Ver⸗ 
zeichniſſes und die Erteilung einer ſummariſchen Empfangsbeſcheinigung ſeitens 
der Kaſſe zur Regel gemacht. 

Die Zinsſcheine ſind von allen hauptamtlich verwalteten ſtaatlichen Kaſſen, mit 
Ausnahme der Kaſſen der Staatseiſenbahnverwaltung, in Zahlung zu nehmen, 
was bisher nur bei Entrichtung von Abgaben, Gefällen und Pächten geſtattet war. 
Die preußiſchen Zinsſcheineinlöſungsſtellen löſen fortan auch die Zinsſcheine der 
Reichsſchuld ein und vermitteln die Erneuerung der Zinsſcheine der Reichsſchuld; 
auch werden von den hauptamtlich verwalteten ſtaatlichen Kaſſen, mit Ausnahme 
der Kaſſen der Staatseiſenbahnverwaltung, die Zinsſcheine der Reichsſchuld in 
Zahlung genommen. 

Die Zahlung von Zinsbeträgen im Giroweg iſt nicht auf das perſönliche Giro— 
konto des Empfangsberechtigten beſchränkt, ſondern es iſt allgemein die Über- 
weiſung auf Reichsbankgirokonto zugelaſſen. 

(3) Die Königliche Regierung wolle das zur Durchführung der Anordnung Erforderliche 
für Ihren Geſchäftsbereich veranlaſſen und den Kaſſenbeamten zur Pflicht machen, den Staats⸗ 
gläubigern bei Wahrnehmung ihrer Intereſſen bereitwilligſt entgegenzukommen, ihnen Um⸗ 
ſtändlichkeiten nach Möglichkeit zu erſparen und über alle zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Vermögensangelegenheiten der Staatsgläubiger unverbrüchliches Stillſchweigen zu wahren. 

(4) Zur Erleichterung der den Beamten zufallenden Aufgabe hat die Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden die in ſechs Abdrucken hier beigeſchloſſene Zuſammenſtellung“) der wichtigeren 
in Betracht kommenden Beſtimmungen fertigen laſſen. Die beteiligten Kaſſenbeamten haben 
ſich mit dem Inhalte dieſer Zuſammenſtellung ſorgfältig bekannt zu machen und die darin 
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) Die Zuſammenſtellung wird hier nicht abgedruckt. 
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gegebenen Vorſchriften genaueſtens zu beachten. Der weitere Bedarf an ſolchen Druckheften 
iſt binnen längſtens 14 Tagen von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden im Bureau⸗ 
wege zu beziehen. 

Bei Zinsſcheinfälſchungen größeren Umfangs werden künftig die Fälſchungs⸗ 
merkmale den Einlöſungsſtellen von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden bekannt 
gegeben werden. 

(6) Vordrucke zu den Verzeichniſſen 

über einzulöſende Zinsſcheine und 

über eingereichte Erneuerungsſcheine 
ſowie zu den von den Kaſſen auszuſtellenden Empfangsbeſcheinigungen über eingelieferte 
Erneuerungsſcheine werden von der Staatsſchuldentilgungskaſſe bezw. der Kontrolle der 
Staatspapiere den Regierungshauptkaſſen zur Verfügung geſtellt werden. Aus den übers 
wieſenen Beſtäuden iſt auch der Bedarf der Spezialkaſſen zu decken. 

(7) Die Kreiskaſſen, die Forſtkaſſen und die Domänenrentämter haben die eingelöften 
oder in Zahlung genommenen preußiſchen Zinsſcheine der Regierungshauptkaſſe mindeſtens 
einmal monatlich nach Wertabſchnitten geordnet als Barablieferung zuzuführen. Für die 
Regierungshauptkaſſen verbleibt es bei der Einrichtung, daß ſie die Zinsſcheine allmonatlich 
der Staatsſchuldentilgungskaſſe nach Schuldgattungen, dem Zeitpunkte der Fälligteit und 
nach Wertabſchnitten geordnet einſenden und den Gegenwert der Generalſtaatskaſſe für 
Rechnung der Staatsſchuldentilgungskaſſe in Aufrechnung bringen. Vordrucke zu Zinsſchein⸗ 
verzeichniſſen werden den Regierungshauptkaſſen von der Staatsſchuldentilgungskaſſe geliefert. 
Aus den überwieſenen Beſtänden iſt der Bedarf der Spezialkaſſen zu decken. Zehn Zins⸗ 
ſcheine und darüber bis zu 100 jedes Wertabſchnitts find mit einem etwa 2 em breiten, 
mit Angabe der Stückzahl verſehenen Bändchen zu umſchließen. Mehr als 100 Stück des⸗ 
ſelben Abſchnitts dürfen in einem Bändchen nicht verpackt ſein. Die Verſendung entwerteter 
Zinsſcheine mit der Poſt erfolgt unter „Einſchreiben“, falls ſie nicht als Teil einer Hart- 
oder Papiergeldſendung erfolgt. 

(8) Die eingegangenen Reichszinsſcheine ſind wie die preußiſchen Zinsſcheine von 
den ſtaatlichen Kaſſen ſogleich nach der Annahme durch Abſchneiden der linken unteren Ecke 
zu entwerten. Sie ſind an Orten mit Reichsbankanuſtalt dieſer, ſonſt aber dem örtlichen 
Poſtamte zum Umtauſche gegen bares Geld einzuliefern. Mit dem Poſtamt iſt zweckmäßig 
über Tag und Zeitpunkt der Einlieferung beſtimmte Abrede zu treffen. Poſtagenturen ſind 
mit dem Umtauſche nicht zu befaſſen. In dem beizugebenden Begleitverzeichnis iſt die 
Stückzahl und der Betrag für jeden Wertabſchnitt, ſowie die Geſamtſumme anzugeben. 

(9) In den Geſchäftsräumen der ſtaatlichen Kaſſen iſt an ſichtbarer Stelle durch 
ſtändigen Aushang und in den Amtsblättern, Kreisblättern und ſonſtigen Zeitungen durch 
häufigere Veröffentlichungen mehr als bisher zur Kenntnis des Publikums zu bringen, daß 
die Zinsſcheine bereits vom 21. des dem Fälligkeitstermine vorangehenden Monats in 
Zahlung genommen bezw. bei den Zinsſcheineinlöſungsſtellen bezahlt werden und daß von 
den letzteren auch die Erneuerung der Zinsſcheine vermittelt wird. Vordrucke zu dieſen Aus 
hängen werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden unentgeltlich im Bureauwege 
verabfolgt. Auch wird nach Möglichkeit darauf hinzuwirken ſein, daß in den Geſchäfts⸗ 
räumen der die direkten Staatsſteuern hebenden kommunalen Kaſſen durch ſtändigen Aus- 
hang bekannt gegeben wird, daß und welche Zinsſcheine auf die zu entrichtenden Steuern 
in Zahlung genommen werden. Vordrucke hierzu können gleichfalls unentgeltlich von der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden bezogen werden. 


(10) Desgleichen ſind in den Geſchäftsräumen aller Kaſſen, an die meine wegen 
Förderung des Staatsſchuldbuchs erlaſſene Rundverfügung vom 1. Auguſt 1904 — 1.9195, 
II. 5932 — ergangen ift, die unter Abſchnitt VI der beiliegenden Zuſaunnenſtellung eut⸗ 
haltenen Ausführungen über „das preußiſche Staatsſchuldbuch und das Reichsſchuldbuch“ 
in Form eines gedruckten Anſchlags auszuhängen und auf zweiſeitig bedruckten Bogen zur 
unentgeltlichen Verabfolgung an die Jutereſſenten auszulegen. Vordrucke hierzu ſind von 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden unentgeltlich im Bureguwege zu beziehen. Den 
Beamten iſt das größte Entgegenkommen gegenüber dem Publikum in der Auskunfts- 
erteilung über Schuldbuchangelegenheiten und in der Beſorgung der Vermittelung von 
Schuldbucheintragungen zur Pflicht zu machen. 

(11) Die eingegangenen Zinserneuerungsſcheine ſind alsbald nach ihrer Feſtſtellung 
auf der Vorderſeite (in der rechten oder linken unteren Ecke) mit einem Schwarzdruckſtempel, 
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welcher die Vermittelungsſtelle beſtinmt erfeimen läßt, oder mit einem Abdrucke des Dienſt⸗ 
ſtempels der Vermittelungsſtelle zu verſehen; Ninnmer und Wertbezeichnung im Erneuerungs⸗ 
ſcheine dürfen durch den Stempel nicht undeutlich werden. Die Vermittelungsſtellen geben 
die Erneuerungsſcheine unmittelbar an die Kontrolle der Staatspapiere (die Erneuerungs⸗ 
ſcheine zu den vormals hannoverſchen Schuldverſchreibungen Lit. S an die Regierungshaupt⸗ 
kaſſe in Hannover) mit je einem Verzeichniſſe für jede Anleihe (Jahrgang) weiter. Die 
Überſendung durch die Poſt erfolgt ſeitens der ſtaatlichen Kaſſen als Einſchreibeſendung 
unter dem Portoaverſionierungsvermerk; enthält die Sendung nur Erneuerungsſcheine der 
Reichsanleihen, fo iſt fie unter „Reichsdienſtſache“ abzulaſſen. Vordrucke zu den Begleit- 
verzeichniſſen, auf welche die Ausreichungsſtelle den Empfang der neuen Bogen zu quittieren 
hat, werden geliefert. Die darauf abgedruckten Vorſchriften über die Ordnung der Er⸗ 
neuerungsſcheine ſind zu beachten. 

(12) Werden die neuen Zinsſcheinbogen nach Eingang von der Kontrolle der Staats 
papiere nicht unmittelbar bei der Ausreichungsſtelle in Empfang genommen, ſondern dem 
Empfangsberechtigten durch die Poſt zugeſandt, ſo iſt dieſer in dem Begleitſchreiben auf— 
zufordern, die in feinen Händen befindliche bezw., wenn eine Empfangsbeſcheinigung nicht 
ausgeſtellt iſt, die dem Begleitſchreiben beizufügende Quittung zu vollziehen und an die 
Ausreichungsſtelle zurückzuſenden. Die Zuſendung der neuen Bogen durch die Poſt geſchieht 
auf Gefahr und Koſten des Empfangsberechtigten unter voller Wertangabe, ſofern nicht 
von demſelben hierüber anderweite Beſtimmung getroffen wird. 


(13) Die Verzeichniſſe der den Kaſſen eingelieferten Erneuerungsſcheine nebſt den über 
den Empfang der neuen Zinsſcheinbogen erteilten Quittungen ſind zunächſt aufzubewahren 
und nicht vor Ablauf von zehn Jahren zu vernichten. 

(14) Die Buchführung der Kreiskaſſen und Forſtkaſſen betreffs der zur Beſchaffung 
neuer Zinsſcheine eingehenden Zinsſcheinanweiſungen wird durch beſondere Verfügung ge— 
regelt werden. 


(gez.) Freiherr von Rheinbaben. 
1. 6350. 11. 2989. III. 5820. 


An ſämtliche Königliche Regierungen. 
Aulage II. 


Bekanntmachung über die Einlöſung der Zinsſcheine und den Bezug neuer 
Zinsſcheinbogen der preußiſchen Staatsanleihen und der Reichsſchuld— 
verſchreibungen. 

I. (1) Die Zinsſcheine der preußiſchen Staatsſchuld und der Reichsſchuld werden 
bis auf weiteres vom 21. des dem Fälligkeitstage vorangehenden Monats eingelöſt 

durch die Staatsſchuldentilgungskaſſe in Berlin W. 8, Taubenſtraße 29, 

durch die Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbank) in Berlin W. 56, 
Markgrafenſtraße 46a, 

durch die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in Berlin C. 2, am Zeughauſe 2, 

durch die Reichsbankhauptkaſſe in Berlin W. 56, Jägerſtraße 34, ſämtliche 
Reichsbankhaupt⸗ und Reichsbankſtellen und ſämtliche mit Kaſſeneinrichtung 
verſehene Reichsbankuebenſtellen, 

durch ſämtliche preußiſche Regierungshauptkaſſen, Kreiskaſſen und hauptamtlich 
verwaltete Forſtkaſſen, 

durch die Hauptzoll⸗ und Steuerkaſſen, 

durch ſämtliche preußiſche Hauptzoll⸗ und Hauptſteuerämter, 

durch alle den preußiſchen Hauptzoll⸗ und Hauptſteuerämtern untergeordneten 
Amtsſtellen der Verwaltung der indirekten Steuern, ſofern die vorhandenen 
Barmittel die Einlöſung geſtatten, ſowie 

9 diejenigen Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich keine Reichsbankanſtalt 
efindet. 

(2) Die Zinsſcheine der preußiſchen Staatsſchuld und der Reichsſchuld können all⸗ 
gemein ſtatt baren Geldes in Zahlung gegeben werden bei allen hauptamtlich ver⸗ 
walteten ſtaatlichen Kaſſen, mit Ausnahme der Kaſſen der Staatseiſenbahnverwaltung, ſowie 
bei Entrichtung der durch die Gemeinden zur Hebung gelangenden direkten Staatsſteuern. 
Ermächtigt, aber nicht verpflichtet zur Annahme an Zahlungsſtatt ſind die Reichspoſtanſtalten. 
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(3) Die Zinsſcheine ſind den Kaſſen nach Wertabſchnitten geordnet mit einem Ver⸗ 
zeichniſſe vorzulegen, in welchem Stückzahl und Betrag für jeden Wertabſchnitt, Geſamt⸗ 
ſumme ſowie Namen und Wohnung des Einlieferers angegeben ſind. Von Vorlegung eines 
Verzeichniſſes wird abgeſehen, wenn es ſich um eine geringe Anzahl von Zinsſcheinen 
handelt, deren Wert leicht zu überſehen und feſtzuſtellen it. Formulare zu den Verzeich— 
niſſen werden bei den beteiligten Kaſſen vorrätig gehalten und nach Bedarf unentgeltlich 
verabfolgt. Weniger geſchäftskundigen Perſonen wird auf Wunſch von den Kaſſenbeamten 
bei Aufſtellung der Verzeichniſſe bereitwilligſt Hilfe geleiſtet werden. 

(4) Eine Quittung über die gegen Zinsſcheine erfolgte Zahlung wird nicht erfordert. 

(5) Iſt die Einlöſungsſtelle an den Reichsbankgiroverkehr angeſchloſſen, ſo kann auf 
Wunſch des Empfangsberechtigten ſtatt der Barzahlung die Überweiſung des Einlöſungs— 
betrags auf ein Reichsbankgirokonto erfolgen. Von der Überweiſung des Einlöſungs— 
betrags wird dem Inhaber des betreffenden Kontos, ſofern nicht die Überweiſung auf das 
eigene Kouto des Empfangsberechtigten erfolgt, unter Nanthaftmachung des letzteren 
Kenntnis gegeben. Koſten hierfür werden dem Empfangsberechtigten nicht in Rechnung geſtellt. 

(6) Bei Überſendung des Einlöſungsbetrags durch die Poſt trägt der Empfänger das Porto. 


II. (1) Die Ausreichung neuer Zinsſcheinbogen zu den Schuldverſchreibungen der 
preußiſchen Staatsanleihen und der Reichsanleihen erfolgt gegen Einlieferung der zur Ab— 
hebung berechtigenden Erneuerungsſcheine (Zinsſcheinleiſten, Anweiſungen, Talons) durch 
ſämtliche unter I aufgeführte Zinsſcheineinlöſungsſtellen mit Ausnahme der Staatsſchulden— 
tilgungskaſſe und der Reichsbankhaupttaſſe. Für Berlin und Vororte werden die neuen 
Bogen, ſoweit nicht die Vermittelung der Königlichen Seehandlung (Preußiſchen Staats— 
bank) oder der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in Anſpruch genommen wird, un⸗ 
mittelbar durch die Kontrolle der Staatspapiere in Berlin SW. 68, Oranienſtraße 92/94, 
ausgereicht. Ebenſo können Staatsgläubiger, welche im Auslande wohnen, neben den 
anderen Ausreichungsſtellen auch die Kontrolle der Staatspapiere für die Ausreichung der 
neuen Zinsſcheinbogen in Anſpruch nehmen. 

(2) Die Erneuerungsſcheine ſind von den Beſitzern mit einem Verzeichnis einzureichen, 
zu welchem Vordrucke von den Ausreichungsſtellen unentgeltlich verabfolgt werden. Die 
Ausreichungsſtelle erteilt dem Einlieferer eine Empfangsbeſcheinigung, welche die Stückzahl 
der eingelieferten Erneuerungsſcheine und den Geſantwertbetrag der zugehörigen Schuld— 
verſchreibungen ohne deren Nummern angibt. Bei der Eupfangnahme der neuen Zins— 
ſcheinbogen iſt dieſe Empfangsbeſcheinigung, nachdem der Empfangsberechtigte den darunter 
befindlichen Quittungsentwurf vollzogen hat, zurückzugeben. 

(3) Wünſcht der Einlieferer der Erneuerungsſcheine eine die Nummern der Schuld: 
verſchreibungen enthaltende Empfangsbeſcheinigung, ſo hat er das Verzeichnis doppelt ein⸗ 
zureichen; die eine Ausfertigung wird dann, mit der Empfangsbeſcheinigung der Aus— 
reichungsſtelle verſehen, ſogleich zurückgegeben und iſt bei der Abhebung der neuen Zins— 
ſcheinbogen, nachdem der Empfangsberechtigte darauf Quittung geleiſtet, wieder abzuliefern. 

(4) Im Schalterverkehre der Kontrolle der Staatspapiere werden den Einreichern 
ſtatt einer förmlichen Empfangsbeſcheinigung auf Wunſch numerierte Empfangsmarken 
ausgehändigt, gegen deren Rückgabe die Verabfolgung der neuen Zinsſcheinbogen erfolgt. 

(5) Weniger geſchäftskundigen Perſonen wird bei der Aufſtellung der Verzeichniſſe 
von den Kaſſenbeamten bereitwilligſt Hilfe geleiſtet werden. 

(6) Werden die neuen Zinsſcheinbogen nicht unmittelbar bei der Ausreichungsſtelle 
in Empfang genommen, ſo geſchieht ihre Zuſendung unter voller Wertangabe, ſofern nicht 
hierüber von dem Empfangsberechtigten anderweite Beſtimmung getroffen wird, als porto— 
pflichtige Dienſtſache auf Gefahr und Koſten des Empfängers durch die Poſt. Im Ver⸗ 
kehre mit der Kontrolle der Staatspapiere gilt für Berlin und Umgebung als Regel, daß 
die Erneuerungsſcheine von den Staatsgläubigern perſönlich oder durch einen Beauftragten 
überbracht und die neuen Zinsſcheine am Schalter in Empfaug genommen werden. Die 
Kontrolle der Staatspapiere wird aber etwaigen anderweiten Wünſchen des Publikums 
nach Möglichkeit Rechnung tragen. 


III. Die Kaſſenbeamten ſind gehalten, dem Publikum über die für die Staats- und 
Reichsſchuldpapiere maßgebenden Beſtimmungen bereitwilligſt Auskunft zu erteilen, ins— 
beſondere auch, inſoweit es ſich um die Einlöſung und die Erneuerung von Zinsſcheinen, 
die Erteilung von Erſatzſtücken für beſchädigte Schuldverſchreibungen und Zinsſcheinbogen, 
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abhanden gekommene oder vernichtete Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen, ſowie 
um das preußiſche Staatsſchuldbuch und das Reichsſchuldbuch handelt. Über die zu ihrer 
Kenntuis gelangenden Vermögensangelegenheiten der Staatsgläubiger haben die Beamten 
unverbrüchliches Stillſchweigen zu wahren. 

IV. Die vorſtehenden Vorſchriften werden nach Beſtimmung der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden und der Reichsſchuldenverwaltung von Zeit zu Zeit im Reichs- und Staats⸗ 
anzeiger, in den Regierungsamtsblättern, den Kreisblättern ſowie ſonſtigen zur Aufnahme 
amtlicher Bekanntmachungen beſtinunten Blättern zum Abdruck gebracht. 


Berlin, den 29. April 1907. 
Der Reichskanzler. Der Finanzminiſter. 


er 15 nn (gez.) Frhr. von Rheinbaben. 
gez.) von Stengel. 


III. Haudels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Anträge der Handelskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. Juli 1907. 

Es iſt in letzter Zeit wiederholt vorgekommen, daß Handelskammern beim Bundesrate 
mit Anträgen auf Erlaß von Zöllen vorſtellig geworden ſind, die von Angehörigen ihres 
Bezirks erhoben worden waren, ohne daß von dieſen ſelbſt ein entſprechender Antrag an 
den Bundesrat gerichtet war. Aus der Aufgabe der Handelskammern, die Geſamt— 
intereſſen der Handel- und Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrzunehmen, kann nicht 
ihre Zuſtändigkeit gefolgert werden, Angelegenheiten, in denen es ſich um beſondere 
Wünſche und Anträge einzelner Perſonen handelt, an Stelle dieſer als deren Vertreter bei 
den Behörden zu verfolgen. Es kaun daher die Prüfung und gegebenenfalls Berüd- 
ſichtigung ſolcher Sonderwünſche nur dann erwartet werden, wenn ſie von den Gewerbe— 
treibenden ſelbſt geltend gemacht werden. Selbſtverſtändlich ſteht aber nichts im Wege, 
daß eine Handelsvertretung derartige Anträge ihrer Angehörigen, ſoweit ſie von allgemeiner 
Bedeutung find, durch eine empfehlende Eingabe unterſtützt. 

Im Auftrage. 
IIb 6681. von der Hagen. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Handelsſachverſtändige der Konſulate. 
Der frühere Sachverſtändige beim Kaiſerlichen Konſulat in Konſtantinopel Dr. Georg 
Quandt iſt zum Sachverſtändigen für Handelsangelegenheiten bei dem Kaiſerlichen Konſulat 
in Chicago beſtellt worden. 


Betr. Eutwurf eines Scheckgeſetzes. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. Juli 1907. 

In der Nr. 166 des Reichsanzeigers vom 13. d. M. iſt ein „vorläufiger Entwurf eines 
Scheckgeſetzes“ zur Veröffentlichung gebracht worden. Ich erſuche Sie, die Bemerkungen, 
zu welchen Ihnen dieſer Entwurf etwa Anlaß geben ſollte, mir bis zum 1. November d. J. 
einzureichen. 

IIb 6935. Delbrück. 


An die Handelsvertretungen. 


Anlage. 
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3. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 

Dem früheren Schiffer auf kleiner Fahrt Anton Proena in Geeſtemünde iſt die 
ihm durch den Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 27. Juli 1904 und dem früheren 
Schiffer auf kleiner Fahrt Chriſtian Möhlmaun aus Nordenham die ihm durch den 
Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 20. Oktober 1905 entzogene Befugnis zur Aus: 
übung des Schiffergewerbes wieder eingeräumt worden. 


Betr. Lotſen au der Amurmündung. 


Nach einer Bekanntmachung der Direktion der Leuchtfeuer und Lotſen des Stillen 
Ozeaus in Wladiwoſtok iſt der private Lotſendienſt zur Führung der Schiffe im Fahr⸗ 
waſſer der Amurmündung eröffnet. Lotſenſtationen befinden ſich in Nikolajewsk, De Caſtri 
und Langre. Alle Lotſen des Dienftes find mit beſonderen Lotſenbüchern verſehen, die die 
Unterſchrift des Gehilfen des Direktors der Leuchtfeuer und Lotſen des Stillen Ozeaus 
und einen Amtsſtempel tragen. Perſonen, welche ſolche Bücher nicht beſitzen, haben kein 
Recht, Schiffe zu lotſen. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Vorſchläge zu Handelsrichter. 
Berlin, den 27. Juni 1907. 

Mit Rückſicht auf die durch Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 26. Juni 
1907 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter bei den Kammern für Handels- 
ſachen in Düſſeldorf wird das der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (HMBl. 
S. 81) beigefügte, durch die Allgemeine Verfügung vom 19. Juni 1906 (SMBl. S. 285) 
ergänzte Verzeichnis A zu Nr. 24 in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. Dr. Beſeler. 


von der Hagen. 
M. f. Hdl. u. Gew. IIa 2693. — JM. Ia 1093 b. 


Anlage. 
Verzeichnis A. 
Lau⸗ Sitz Zum Vorſchlage Anzahl der Anzahl der von den 
fende der Kammer der ö einzeluen Organen des 
f für Handelsrichter berechtigte Organe | Handels» Stell» Handelsſtands vorzu⸗ 
Nr. Handelsſachen des Handelsſtands richter vertreter] ſchlagenden Perſonen 
1 I 3 4 5 


— . —ꝗçꝛä—.— —ä— — — t: . —ę— r 


24 | Düſſeldorf a) 5 in Düſſel⸗ 
or 


b) Handelskammer in Neuß | — | 4 
c) Handelskammer in Solingen | 4 


Betr, Monatsſchrift für deutſche Kultur in Amerika. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Juli 1907. 

Der Schriftſteller L. Viereck in New Nork gibt ſeit Neujahr d. J. eine Monatsſchrift 
für deutſche Kultur in Amerika, betitelt: „Der deutſche Vorkämpfer“, heraus. Das Blatt 
bezweckt, die deutſche Sprache in Amerika zu fördern, den drüben eingewanderten Deutſchen 
nach Kräften beizuſtehen und ſie ſoviel als möglich dem Deutſchtume zu erhalten, zum 
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engeren Zuſammenhalte der Deutſch⸗Amerikauer unter ſich beizutragen und ſie in lebhafte 
Beziehungen zu ihrer alten Heimat zu bringen, die zwiſchen dem Deutſchen Reiche und den 
Vereinigten Staaten beſtehende Freundſchaft zu feſtigen und den deutſchen Export nach 
Amerika zu heben. Nach der anderen Richtung ſollen die im Deutſchen Reiche lebenden 
Leſer ſo erſchöpfend wie möglich von der Verbreitung und dem Einfluß der deutſchen Kultur 
in Amerika unterrichtet werden. 

Ich mache auf dieſes Unternehmen, das unter Uniſtänden nützlich wirken kann, auf⸗ 
merkſam. 

Im Auftrage. 


IIb 6664. von der Hagen. 


An die geſetzlichen Handelsvertretungen. 


— . ——T—. ——— — —oẽ .. —äöä 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Betr. Kehrbezirke für Schoruſteinfeger. 
Berlin, den 9. Juli 1907. 

Nach Ziffer III Abſ. 5 der Beſtimmungen, betreffend die Einrichtung der Kehrbezirke 
für Schornſteinfeger, vom 5. Februar 1907 (HM Bl. S. 25) ſollen für die Beſetzung einer 
Bezirksſchornſteinfegerſtelle diejenigen drei Perſönlichkeiten vorgeſchlagen werden, welche nach 
dem Inhalte der Bewerberliſte die Berechtigung zur Führung des Schornſteinfegermeiſter⸗ 
titels am früheſten erworben haben. Dieſe Anordnung bedeutet für diejenigen Bewerber, 
welche außer der Meiſterprüfung auf Grund des § 133 der Gewerbeordnung vor Inkraft⸗ 
treten dieſer Beſtimmung die Schornſteinfegerprüfung vor einer ſtaatlichen Prüfungs⸗ 
lommiſſion beſtanden haben, eine Benachteiligung, da ſie danach vielfach hinter Geſellen, 
die an Lebensalter jünger ſind, zurückſtehen müſſen. Wir beſtimmen daher, daß für ſolche 
Bewerber als Zeitpunkt für die Erwerbung der Berechtigung zur Führung des Meiſtertitels 
der Zeitpunkt anzuſehen iſt, an dem ſie die erſte Prüfung vor Inkrafttreten des § 133 der 
Gewerbeordnung beſtanden haben. Bewerber, die nur dieſe Prüfung abgelegt haben, ſind, 
ſoweit nicht die Vorſchrift unter Abſatz 3 des Begleiterlaſſes vom 5. Februar 1907 (HMBl. 
S. 25) Platz greift, überhaupt nicht zu berücksichtigen, da, wie bereits durch Erlaß vom 
5. September 1901 (SMBl. S. 213) angeorduet iſt, die Ablegung der Meiſterprüfung 
gemäß § 133 a. a. O. die Vorausſetzung für die Anſtellung als Bezirksſchornſteinfeger iſt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neumann. von Biſchoffshauſen. 


III 5396 M. f. H. u. G. — IIb 3184 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. öffentliche Anſtellung und Beeidigung von Gewerbetreibenden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Juli 1907. 

Nachſtehend laſſe ich Ihnen Abdruck eines Erlaſſes des Herrn Juſtizminiſters über 
die Eintragung öffentlich angeſtellter und beeidigter Gewerbetreibender in die bei den Ge⸗ 
richten geführten Verzeichniſſe der im allgemeinen beeidigten Sachverſtändigen unter Bezug⸗ 
ne auf meinen Erlaß vom 25. März 1902 (HMBl. S. 140) zur Kenntnisnahme 
zugehen. 

Im weſentlichen bezwecken dieſe Beſtimmungen, die Unzuträglichkeiten zu beſeitigen, 
welche ſich aus der Verſchiedenheit des Kreiſes der öffentlich angeſtellten und beeidigten 
Gewerbetreibenden und des Kreiſes der im allgemeinen beeidigten Sachverſtändigen 
ergeben können. 


Aula. 


\ 
Anlage * 


286 


In Zukunft Sollen insbeſondere nur diejenigen von den Handelsvertretungen auf 
Grund der §§ 42, 44 Abſ. 1 des Geſetzes über die Handelskammern öffentlich angeſtellten 
und beeidigten Gewerbetreibenden in das gerichtliche Sachverſtändigenverzeichnis aufgenommen 
werden, die ausdrücklich auch für die Erſtattung von ſachverſtändigen Gutachten beeidigt 
ſind. Wegen der Form, in der dieſe Beeidigung zu erfolgen hat, verweiſe ich auf den 
Erlaß meines Herrn Amtsvorgängers vom 29. März 1900. 

Ich erſuche hiernach die Handelsvertretungen, die den Gerichten über die Anſtellung 
und Beeidigung von Gewerbetreibenden zu machenden Mitteilungen auf dieſe Fälle zu 
beſchränken. Dabei gehe ich von der Vorausſetzung aus, daß die Aufnahme eines auf die 
Erſtattung von Gutachten bezüglichen Zuſatzes in die Eidesformel in der Regel nur dann 
unterbleibt, wenn die beeidigende Handelsvertretung das in Frage kommende Gewerbe 
nicht als geeignete Grundlage für ein ſachverſtändiges Gutachten anſieht. 


Im Auftrage. 
Ha 1715. II. Ang. Dr. Neuhaus. 


An die Handelsvertretungen. 


Anlage J. 


Allgemeine Verfügung vom 18. Juli 1907, betreffend das Verzeichnis der 
allgemein beeidigten Sachverſtändigen. 
Allgemeine Verfügungen vom 5. Februar 1900, 19. März 1901, 25. März 1902, 
7. April 1904 (Ju ſt. Min. Bl. 1900 S. 48, 1901 S. 72, 1902 S. 71, 1904 S. 101). 


I. Der § 8 Abi. 5 der Allgemeinen Verfügung vom 5. Februar 1900 (Juſt. Min. Bl. 
S. 48) erhält folgende Faſſung: 
Die Richter und die Staatsanwälte haben Wahrnehmungen, die eine 
Streichung zu begründen geeignet find, der zuſtändigen Stelle (Abſ. 3) mitzu⸗ 
teilen. Von einer Streichung auf Grund des Abſ. 1 Nummter 3 oder des 
Abſ. 2 hat die zuſtändige Stelle unter Angabe der die Streichung begründenden 
Tatſachen diejenigen anderen Behörden in Kenntnis zu ſetzen, durch welche der 
Sachverſtändige beſtellt oder im allgemeinen beeidigt worden iſt. 


5 4 18 0 5. Februar 1900 (Juſt Min. Bl. S. 48) 05 
II. Der § 14 der Allgemeinen Verfügung vom 25. Marz 1902 (Juſt. Nin. Bl. S. 71) erhält 


folgende Faſſung: 

§ 14. Wenn eine zur öffentlichen Anſtellung von Gewerbetreibenden be— 
fugte Staats- oder Kommunalbehörde oder Korporation (§ 36 der Gewerbe— 
ordnung), insbeſondere eine Handelskammer im Falle des § 42 Abſ. 1 des 
Geſetzes über die Handelskammern, von der für Begutachtungen erfolgten Be— 
ſtellung und Beeidigung eines ſolchen Gewerbetreibenden Mitteilung macht, ſo 
iſt deſſen Name in das nach § 7 zu führende Verzeichnis der Sachverſtändigen 
einzutragen. Um die Anwendung der Vorſchriften des § 404 Abſ. 2 der Zivil⸗ 
prozeßordnung und des § 73 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung zu erleichtern, iſt 
bei dem Namen die Tatſache der öffentlichen Beſtellung erſichtlich zu machen. 

Die Mitteilungen erfolgen an den Landgerichtspräſidenten. Dieſer hat 
die Eintragung bei dem Landgerichte zu veranlaſſen und von der Mitteilung 
den Gerichten Kenntnis zu geben, die in dem Bezirke des beſtellenden Organs 
oder, falls der Gewerbetreibende nur für einen engeren Bezirk öffentlich beſtellt 
iſt, in dieſem Bezirk ihren Sitz haben; bei dieſen Gerichten iſt die Eintragung 
auf Grund der Benachrichtigung des Landgerichtspräſidenten zu bewirken. 

Sit der beſtellte Gewerbetreibende zugleich auf Grund der §8§ 1 ff. all- 
gemein für gerichtliche Angelegenheiten beeidigt worden und ſoll er in dieſer 
Eigenſchaft auf Grund des § 8 Abſ. 1 Nr. 3 oder des § 8 Abſ. 2 geſtrichen 
werden, jo hat dies in der Weiſe zu geſchehen, daß bei feinem Namen ver— 
merkt wird: „Als gerichtlich beeidigter Sachverſtändiger geſtrichen“. 

Wird die öffentliche Beſtellung eines zugleich für gerichtliche Angelegen— 
heiten allgemein beeidigten Sachverſtändigen zurückgenommen, ohne daß er in 
letzterer Eigenſchaft geſtrichen wird, ſo iſt die Zurücknahme in dem Verzeichniſſe 
zu vermerken. 


287 


III. Gewerbetreibende, deren Name in dem Verzeichniſſe der allgemein beeidigten 
Sachverſtändigen rot unterſtrichen iſt und die weder für die Abgabe von Gutachten öffentlich 
beſtellt und beeidigt noch als Sachverſtändige für gerichtliche Angelegenheiten allgemein 
beeidigt ſind, ſind zu löſchen. Sind ſie zwar für gerichtliche Angelegenheiten allgemein 
beeidigt, dagegen nicht als Gewerbetreibende für die Abgabe von Gutachten öffentlich 
beſtellt, ſo iſt bei ihrem Namen zu vermerken: „Nicht für Gutachten öffentlich beſtellt“. 

IV. Die Allgemeinen Verfügungen vom 25. März 1902 und 7. April 1904 (Juſt. 
Min. Bl. 1902 S. 71, 1904 S. 101) werden aufgehoben. 

V. Die im Anſchluß an die Beſtimmungen zu II von dem Herrn Minifter für Handel 
und Gewerbe an die Handelsvertretungen erlaſſene Verfügung wird nachſtehend zur Kenntnis 
der Juſtizbehörden gebracht. 

Berlin, den 18. Juli 1907. 

Der Juſtizminiſter. 
I. 94311. (gez.) Dr. Beſeler. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 29. September 1897. 

Nachdem die Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen durch §§ 42, 44 
des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 1870 (GS. S. 134) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 19. Auguſt d. J. (GS. S. 343) ermächtigt ſind, Dispacheure 
und ſolche Gewerbetreibende der in § 36 der Reichs- Gewerbeordnung bezeichneten Art, 
deren Tätigkeit in das Gebiet des Handels fällt, öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen, 
beſtümme ich folgendes: 

Der Eid iſt in öffentlicher Sitzung der Handelskammer oder kaufmänniſchen 
Korporation zu leiſten. Die Eidesworte ſind vom Vorſitzenden zu verleſen und 
von dem zu Vereidigenden nachzuſprechen. Die Eidesformel lautet: „Ich, 
De ‚ ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß ich als 
öffentlich angeſtellter . . .... die beſtehenden Vorſchriften getreulich beobachten 
und die mir obliegenden Pflichten gewiſſenhaft erfüllen werde. So wahr mir 
Gott helfe.“ Dem Schwörenden bleibt die Beifügung einer ſeinem Glaubens— 
bekenntnis entſprechenden Beteuerung überlaſſen. 

Abweichungen von dieſer Form der Beeidigung können mit meiner Genehmigung in 
den Geſchäftsordnungen der Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen vorgeſehen 
werden. 

A. 3592. B. 9019. (gez.) Brefeld. 
An die Handelskammern und kaufmäuniſchen Korporationen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 29. März 1900. 

Auf den Bericht vom 11. Dezember v. J. eröffne ich der Handelskammer im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem Herrn Juſtizminiſter, daß die dortſeits aufgeworfenen Zweifel über 
die Stellung der gemäß § 42 des Geſetzes über die Handelskammern von den Handels- 
vertretungen öffentlich angeſtellten und vereidigten Gewerbetreibenden durch die von dem 
Herrn Juſtizminiſter erlaſſene, in Nr. 6 des diesjährigen Juſtizminiſterialblatts abgedruckte 
allgemeine Verfügung über die allgemeine Beeidigung von Sachverſtändigen für gerichtliche 
Angelegenheiten vom 5. Februar d. J. im weſentlichen beſeitigt ſein werden. 

Die Reichsgeſetzgebung unterſcheidet, wie die Handelskammer zutreffend ausführt, in 
den §§ 404, 407, 410 der Zivilprozeßordnung und den 88 73, 75 und 79 der Straf— 
prozeßordnung „öffentlich beſtellte Sachverſtändige“ und „im allgemeinen beeidigte Sach— 
verſtändige“. Während die Sonderſtellung der letzteren ſich darin erſchöpft, daß bei ihnen 
an Stelle der Eidesleiſtung in jeder einzelnen Sache die Berufung auf den allgemein 
geleiſteten Eid genügt, beſtehen die prozeſſualen Folgen der öffentlichen Beſtellung zum 
Sachverſtändigen darin, daß öffentlich beſtellte Sachverſtändige von den Gerichten vorzugs⸗ 
weiſe zu Sachverſtändigen in der einzelnen Rechtsſache gewählt werden ſollen und daß ſie 
verpflichtet ſind, der gerichtlichen Ernennung zum Sachverſtändigen Folge zu leiſten. An 
ſich ſind die Eigenſchaften der allgemeinen Beeidigung und der öffentlichen Beſtellung als 
Sachverſtändiger unabhängig von einander; es kann im allgemeinen beeidigte Sachverſtändige 
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geben, die nicht öffentlich beſtellt find, und umgekehrt; beide Eigenſchaften können jich aber 
auch in einer Perſon vereinigen. Wer zur öffentlichen Beſtellung oder zur Beeidigung 
zuſtändig iſt, beſtimmt die Landesgeſetzgebung. 

Der bisherige Rechtszuſtand in Preußen war, ſoweit die Juſtizbehörden in Frage 
kamen, ein ungleichmäßiger und unklarer. Daher wurde durch den neuen § 86 Satz 1, 
den das preußiſche Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit (Art. 130 Nr. X) in das 
Aus führungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz eingeſtellt hat, die Grundlage zu einer ein- 
heitlichen Regelung der Angelegenheit im Wege der Juſtizverwaltung geſchaffen. Wie aus 
der Entſtehungsgeſchichte der angeführten Vorſchriften erhellt (vergl. Druckſachen des Ab- 
geordneteuhauſes 19. Legisl.⸗Per. 1. Seſſ. 1899. Zu Nr. 35 S. 85 und Nr. 273 S. 72), 
iſt der Rechtszuſtand ſeit dem 1. Januar folgender: 

Eine „Ernennung“ oder ſonſtige öffentliche Beſtellung von Sachverſtändigen wird durch 
die Juſtizbehörden nicht mehr erfolgen. Dieſe werden ſich vielmehr darauf beſchränken, 
Sachverſtändige im allgemeinen zu beeidigen. Die Beeidigung durch die Juſtizbehörden 
ſoll nur für gerichtliche Angelegenheiten Wirkungen äußern. Wenn noch andere Organe 
zuſtändig ſind, Sachverſtändige im allgemeinen zu beeidigen, ſo hat es hierbei ſein Be⸗ 
wenden. Im Sinne der Prozeßgeſetze find dieſe ebenſo im allgemeinen beeidigte Sach— 
verſtändige wie die von den Juſtizbehörden beeidigten. 

Die allgemeine Verfügung vom 5. Februar d. J. gibt dieſen Grundſätzen Ausdruck; 
insbeſondere iſt in ihrem § 13 ausgeſprochen, daß nicht etwa infolge des angeführten § 86 
die von den Juſtizbehörden beeidigten Sachverſtändigen ausſchließlich als ſolche in Betracht 
kommen. Dabei wird auf den § 42 des Handelskammergeſetzes ausdrücklich hingewieſen. 

Falls die Handelskammern von der ihnen in dieſer Vorſchrift gegebenen Befugnis 
Gebrauch machen, jo werden die demgemäß öffentlich angeſtellten und beeidigten Sach⸗ 
verſtändigen inſofern vor den von den Juſtizbehörden beeidigten privilegiert ſein, als von 
der Wahl der erſteren nur unter beſonderen Umſtänden abgeſehen werden darf; ſie werden 
den letzterwähnten Sachverſtändigen inſofern gleichſtehen, als auch bei ihnen die Berufung 
auf den allgemeinen Eid zur Bekräftigung des Gutachtens geniigt. Dazu iſt allerdings 
erforderlich, daß die in meinem Erlaſſe vom 29. September 1897 vorgeſchriebene Eides⸗ 
formel einen Zuſatz erhält, deinzufolge die Vereidigung ſich auch auf die Erſtattung von 
Gutachten erſtreckt, etwa ſo, daß hinter „erfüllen“ die Worte eingeſchaltet werden: 

„ſowie auch die von mir in meiner Eigeufchaft als öffentlich angeſtellter . .. 
erforderten Gutachten unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erſtatten.“ 

Um nicht Bemängelungen der Gerichte hervorzurufen, iſt ferner geboten, daß die Art 
der Gutachten in der Eidesformel möglichſt genau bezeichnet wird. Hierzu bietet die hinter 
dem Worte „angeſtellter“ gelaſſene Lücke den geeigneten Platz. 

Es kann erwartet werden, daß die Gerichte der dargeſtellten völlig klaren Rechts— 
lage Rechnung tragen werden. Sollte dieſe Annahme ſich bezüglich der auf Grund 
des 8 42 des Handelskammergeſetzes beſtellten Sachverſtändigen nicht überall verwirklichen, 
ſo hat ſich der Herr Juſtizminiſter bereit erklärt, durch eine Belehrung auf eine zutreffende 
Praxis der Gerichte hinzuwirken. 

A. 1105. (gez.) Brefeld. 


An die Handelskammer in N. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Dichtigkeitsprüfungen von Acetyleneiurichtungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Juli 1907. 

Auf die Eingabe vom 13. v. M. erteile ich Ihnen hierdurch unter den in meinem Erlaſſe 
vom 17. März d. J. (HMBl. S. 68) vorgeſchriebenen Bedingungen die Befugnis, Dichtigkeits⸗ 
prüfungen Ihrer Apparate und Rohrleitungen im Königreich Preußen ſelbſt zu beſcheinigen. 

Im Auftrage. 
III 5681. Neumann. 


An die Hanſeatiſche Acetylen-Gasinduſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in Hamburg und 


zur Kenntnisnahme an die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin. 
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3. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Schwebebahnen mit Laufbühuen über Keſſelhäuſern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. Auguſt 1907. 

Da die über dem Keſſelhauſe der chemiſchen Fabrik L. geplante Schwebebahn mit 
Laufbühne in keinem Zuſannnenhange mit dem Keſſelhauſe ſteht, ſo findet 8 14 der allge⸗ 
meinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 5. Auguſt 
1890 keine Anwendung. Die Anlage iſt vielmehr lediglich nach gewerbepolizeilichen Geſichts⸗ 
punkten im Sinne der §§ 1208 ff. der Gewerbeordnung zu beurteilen. 

Im Auftrage. 
III 6325. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


4. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Wandergewerbeſcheine. 
Berlin W. 66, den 19. Jult 1907. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. Februar d. Is. (HM Bl. S. 43). 


Von verſchiedenen Seiten iſt angefragt worden, ob die noch vorhandenen Fornmlare 
zu Wandergewerbeſcheinen über das laufende Jahr hinaus verwendet werden dürfen. Wir 
beſtimmen daher, daß vom Kalenderjahre 1908 ab lediglich neue Formulare zu benutzen 
ſind, weil bei Verwendung alter und neuer Formulare die Prüfung der Wandergewerbe— 
ſcheine auf die Echtheit erſchwert wird und auch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß bei gleich⸗ 
zeitigem Umlaufe verſchiedener Formulare hier und da durch irrige Beanſtandung der Echt— 
heit eines Scheines dem Inhaber Weitläufigkeiten erwachſen. 

Die alten Formulare ſind in einer ihre weitere Verwendung ausſchließenden Weiſe 
unbrauchbar zu machen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. 
Heinke. Im Auftrage. Lindig. 
Neumann. 


II 8098 F. M. — III 6018 M. f. H. — IIb 3142 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


{ Betr. Wandergewerbeſcheine. 
- Berlin, den 22. Juli 1907. 

Es iſt in den letzten Jahren wiederholt vorgekommen, daß ſich die Ausfertigung der 
Wandergewerbeſcheine durch die Schuld der zuſtändigen Behörden verzögert hat. Die Ver⸗ 
zögerungen ſind meiſtens dadurch veranlaßt worden, daß die vorgeſchriebenen Antrags⸗ 
nachweiſungen (Ziffer 66 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich vi 1. Mai 1904 — HMBL. S. 123 ff.) den höheren Behörden verſpätet vorgelegt 
worden ſind. 

Damit derartige Vorkommniſſe künftig vermieden werden, erſuchen wir Sie unter 
Hinweis auf den Erlaß vom 20. Februar 1900 anzuordnen, daß die nach dem 30. No⸗ 
vember jeden Jahres geſtellten Anträge auf Ausfertigung von Wandergewerbeſcheinen nicht 
mehr in Nachweiſungen zuſammen zu faſſen, ſondern jeder für ſich mit tunlichſter Be⸗ 
ſchleunigung der zuſtändigen oberen Behörde vorzulegen ſind. 


Anlage. 


Der Finanzniniſter. Der Minifter Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. 
Heinke. Im Auftrage. Lindig. 
Neumann. 


II 7993 F. M. — III 5847 IT. Ang. M. f. H. u. G. — IIb 3416 M. d. SS 
An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage 
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Anlage. 
Berlin, den 20. Februar 1900. 

Nach dem infolge der Beſchwerde mehrerer Gewerbetreibenden erforderten Berichte 
der dortigen Regierung vom 23. v. M. iſt die Ausfertigung der Wandergewerbeſcheine, 
obgleich dieſelbe ſeitens der Steuerpflichtigen rechtzeitig vor Beginn des Jahres beantragt 
iſt, durch den Bezirksausſchuß ſo verzögert worden, daß die Wandergewerbeſcheine bezw. 
die damit verbundenen Gewerbeſcheine vor Beginn des Kalenderjahrs nicht haben aus⸗ 
gehändigt werden können. Durch eine derartige Verzögerung werden die betreffenden 
Gewerbetreibenden außerſtand geſetzt, den Betrieb bei Beginn des Jahres auszuüben, 
bezw. veranlaßt, das Gewerbe ohne den Schein zu betreiben und ſich dadurch der Straf— 
verfolgung auszuſetzen. 

Euer Hochwohlgeboren wollen dafür Sorge tragen, daß in dieſer Beziehung die 
Rundverfügungen vom 4. Mai 1884 — (M. f. H. 6138 M. d. J. II 4849 F. M. II 3522 — 
und vom 15. Dezember 1896 — F. M. II 15346 Nr. 4 Beachtung finden. 


Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter für Handel Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. und Gewerbe. In Vertretung. 
(gez.) Burghardt. In Vertretung. (gez.) Braunbehrens. 


(gez.) Lohmann. 
II 716. — M. f. H. B. 1147. — M. d. J. IIb 619. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


5. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Einnahmen und Ausgaben der Haudwerkskammern auf dem Gebiete des Lehrlingsweſeus. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Juli 1907. 

Es iſt mir von Intereſſe zu erfahren, welche Aufwendungen die Handwerkskammern 
auf dem Gebiete des Lehrlingsweſens machen, und welche Einnahmen ihnen auf dieſem 
Gebiete zufließen. Ich erſuche Sie, für die Ihnen unterſtellteln) Handwerkskammer(n) an 
der Hand der Rechnungsergebniſſe für 1906 die erforderlichen Ermittelungen anſtellen 
zu laſſen und mir das anliegende Formular ausgefüllt bis zum 1. September d. J. ein⸗ 
zureichen. 

IV 7779. Delbrück. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Anlage. 


Überſicht über die Einnahmen und Ausgaben der Handwerkskammer 
auf dem Gebiete des Lehrlingsweſens im Rechnungsjahr 1906. 


Einnahmen | M. Ausgaben M. 
1. Einſchreibegebühren der Lehr- 1. Für Renumerierung der Be— 
linge N auftragten der Kammer . 

2. Prüfungsgebühren 2. Koſten der Geſellenprüfungen 

3. Staatszuſchüſſe: 3. Beihilfen zu Lehrlingsarbeiten. 
a) für Lehrlingsarbeiten⸗ Ausſtellungen 3 
Ausſtellungen .. 4. Beihilfen an Fortbildungs- 

g ; i Ihe en EEE: | 
Er, f 5. Beihilfen an Fachſchulen für 
4. e 8 ringe 
JJC „ 1... 6. Zur Einrichtung und Unter⸗ 
haltung von Lehrlingsheimen 

re „„ „%% 
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6. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Prämien für Auslehren taubſtummer Lehrlinge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. Juli 1907. 
In Ergänzung der für die Feſtſetzung der Prämien für das Auslehren taubſtummer 
Lehrlinge geltenden Vorſchriften beſtimme ich folgendes: 

1. Die volle Prämie von 200 Mark iſt nur bei einer wenigſtens 3 jährigen Lehr⸗ 
zeit zu zahlen. Bei einer Lehrzeit von kürzerer, jedoch mindeſtens 2 jähriger 
Dauer ſind höchſtens 160 Mark, bei einer 1 bis 2 jährigen Lehrzeit höchſtens 
120 Mark zu gewähren. Bei einer Lehrzeit von weniger als 1 Jahr iſt eine 
Prämie überhaupt nicht zu bewilligen. 

2. Eine Prämie darf ferner dann nicht gewährt werden, wenn die Eltern des 
Lehrlings oder dieſer ſelbſt zur Zahlung eines Lehrgeldes oder einer Entſchädi— 
gung an den Lehrherrn in der Lage ſind. 

3. Von der Erfüllung der Bedingung, daß die zu prämiierenden Meiſter den taub- 
ſtummen Lehrling zu ſich nehmen und während der ganzen Lehrzeit für ſeinen 
Unterhalt ſorgen, kann ausnahmsweiſe abgeſehen werden, ſofern die Verhältniſſe 
des Lehrherrn oder des Lehrlings dies begründet erſcheinen laſſen. In Fällen 
dieſer Art kann je nach den Umſtänden etwa die Hälfte bis 3/4 der entſprechend 
den Vorſchriften zu 1 zu berechnenden Prämie bewilligt werden. 

4. Hat der taubſtumme Lehrling die Lehre gewechſelt, jo iſt die gemäß den Vor— 
ſchriften zu 1 zu berechnende Prämie grundſätzlich nur an den Meiſter, der 
die Auslehrung vollendet hat, zu gewähren. Jedoch kann dem früheren Lehr— 
meiſter oder, im Falle ſeines Todes, deſſen Erben ein entſprechender Teilbetrag 
der Prämie dann zugebilligt werden, wenn der Lehrling die Lehre ohne Ver⸗ 
ſchulden dieſes Meiſters gewechſelt hat. 

Die Entſcheidung über die Bewilligung der Prämien in den zu 3 und 4 erwähnten 
Fällen will ich in Zukunft Ihnen übertragen. 

Im übrigen find Anträge, bei denen die Vorausſetzungen für die Gewährung der 
Prämie nur teilweiſe zutreffen, auch fernerhin mir vorzulegen. 


IV 62481, Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


7. Gewerbeaufſicht. 
Betr. Elektrizitätswerke und Keſſelaulagen der Kleinbahnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Juli 1907. 


Im Anſchluß an den Runderlaß vom 18. Februar 1905 (HMBl. S. 44) beſtimme 
ich nach Abſchluß der mit dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten gepflogenen Ver— 
handlungen folgendes: 


1. In bahneigenen Elektrizitätswerken von Kleinbahnen, die Strom ansſchließlich 
zu Bahnzwecken erzeugen, haben die Gewerbeaufſichtsbeamten eine Zuſtändigkeit 
nicht in Auſpruch zu nehmen, die Beaufſichtigung liegt vielmehr in vollem 
Umfange den kleinbahngeſetzlichen Aufſichtsbehörden ob. 

2. In bahneigenen Elektrizitätswerken von Kleinbahnen, die durch Abgabe von 
Strom an Dritte auch anderen Zwecken dienen, wird die gewerbepolizeiliche 
Aufſicht von den Gewerbeaufſichtsbeamten wahrgenommen unbeſchadet des 
Rechtes der kleinbahngeſetzlichen Aufſichtsbehörden: 

a) durch Beſichtigung der Anlagen feſtzuſtellen, ob ihr Zuſtand und ihre 
Leiſtungsfähigkeit die Regelmäßigkeit und Sicherheit des Kleinbahnbetriebs 
gewährleiſten, 

b) Verbeſſerungen zu fordern, die im Jutereſſe der Betriebsſicherheit auf den 
angeſchloſſenen Kleinbahnen und zur Wahrung der Intereſſen des öffent- 
lichen Verkehrs auf dieſen Kleinbahnen notwendig erſcheinen. 
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3. Sofern bei den — gemiſchten Zwecken dienenden bahneigenen Clektrizitäts⸗ 
werken die Anlagen für die dem Kleinbahnbetriebe gewidmete Energie und für 
den an Dritte und zu anderen Zwecken zu liefernden Strom räumlich getremit 
ſind, haben die Gewerbeaufſichtsbeamten ſich in den nur dem Bahnbetriebe 
dienenden Teilen der Anlage, wie in den Fällen unter 1, der Aufſicht zu 
enthalten. 

4. Erzeugt die Bahnunternehmung die elektriſche Energie nicht ſelbſt, ſondern 
bezieht ſie den Strom aus einem nicht der Bahnunternehmung gehörigen 
Elektrizitätswerke, ſo greift die gewerbepolizeiliche Aufſicht unbeſchadet der 
Beſtimmungen in § 15 der Bau- und Betriebsvorſchriften für Straßenbahnen 
mit Maſchinenbetrieb vom 26. September 1906 (Min.⸗Bl. f. d. i. Verw. S. 301 ff.) 
— für dieſe Elektrizitätswerke in vollem Umfange Platz. 

Ich behalte mir vor, hinſichtlich der Prüfung der Elektrizitätswerke nach Maßgabe 
des Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen, vom 
8. Juli 1905 (GS. S. 317) die gleichen Grundſätze durchzuführen. Ebenſo wird dem⸗ 
nächſt nach Abſchluß der Verhandlungen über den Entwurf neuer allgemeiner polizeilicher 
Veſtimmungen über die Anlegung von Dampfteſſeln bei der alsdann bevorſtehenden Neu— 
faſſung oder Ergänzung der Keſſelanweiſung vom 9. März 1900 hinſichtlich der Prüfung 
der Keſſelanlagen die gleiche Abgrenzung der Zuſtändigkeit erfolgen. Bis dahin bleiben die 
Befugniſſe der Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine nach Maßgabe des § 2 a. a. O. unberührt. 

Im Auftrage. 
III 4980 I} Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Arbeitsbetriebe der Juſtizgefäugniſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N — 
Berlin W. 66, den 27. Juli 1907. 

Der Herr Juſtizminiſter hat den Wunſch ausgeſprochen, daß die Gewerbeinſpektoren 
den geſamten Arbeitsbetrieb derjenigen großen Juſtizgefängniſſe, in welchen ein erheblicher 
Arbeitsbetrieb — ſei es für den Unternehmer, ſei es für den Staat, ſei es für die Bedürf⸗ 
niſſe der Anſtalt ſelbſt — beſteht, namentlich aber ſolche Betriebe, bei denen Maſchinen 
verwendet werden, alljährlich beſichtigen und das Ergebuis der Beſichtigung dem Ober⸗ 
ſtaatsanwalte mitteilen. Er legt Gewicht darauf, daß bei dieſen Beſichtigungen nicht nur 
die von den Unternehmern benutzten Maſchinen, ſondern der ganze Arbeitsbetrieb geprüft 
werde. Eine ſolche periodiſche Reviſion der Gefängniſſe mit größeren gewerblichen Betrieben, 
insbeſondere derjenigen Anſtalten, in welchen mit Maſchinen gearbeitet wird, ſcheint ihm 
namentlich auch im Intereſſe der rechtzeitigen Einführung anderwärts erprobter Sicherheits- 
vorkehrungen dringend geboten. 

Ich halte es für angezeigt, daß dieſem Wunſch entſprochen wird und beſtimme deshalb 
in Ergänzung des Erlaſſes vom 13. März 1894 — B. 1118 II. —, daß die bezeichneten 
Juſtizgefängniſſe in Zukunft alljährlich durch den Gewerbeinſpektor zu beſichtigen ſind. 
Welche Gefängniſſe für dieſe Beſichtigungen in Betracht kommen, wird im Dezember jedes 
Jahres von den Oberſtaatsanwälten den für ihren Bezirk zuſtändigen Gewerbeinſpektoren 
mitgeteilt werden. 

Im Auftrage. 
III 5814 II. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


8. Arbeiterverſicherung. 
Krankeuverſicherung. 
Betr. Beſcheinignugen gemäß § 75 des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen ift die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Hilfskaſſe der Zimmergeſellen-Brüderſchaft, freie eingeſchriebene Hilfs⸗ 

kaſſe in Ueterſen, 
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Kranken- und Sterbekaſſe „Zur Hoffnung“ (E. H.) in Flieden, 
Krankenkaſſe der Maurer (E. H.) in Elmshorn, 
Kranken- und Sterbeverein zu Sonnenberg (E. H.), 
„Bauhandwerker-Kranken⸗Unterſtützungskaſſe für Förſte und Nienſtedt (E. H.), 
Kranken- und Sterbe⸗Unterſtützungskaſſe (E. H.) in Dillenburg, 
Neue Krankenkaſſe der vereinigten Brüderſchaft für Oſterode und Freiheit (E. H.), 
. Steindruder- und Lithographen-Kranken- und Begräbnis-Kaſſe (E. H.) in Hannover, 
„Freiwillige Krankenkaſſe in Breitenfelde (E. H.), 

10. Freiwillige Kranken- und Sterbekaſſe zu Leichlingen, 

11. Wollweber⸗Krankenkaſſe zu Herzberg a. Harz (E. H.), 

12. Handwerks-Geſellen- und Lehrlings-Krankenkaſſe (E. H.) zu Kettwig, 

13. Krankenkaſſe der Zimmergeſellen zu Harburg (E. H.), 

14. Kranken⸗ und Sterbelade von Urdenbach, 

15. Kranken- und Begräbniskaſſe des Kaufimänniſchen Vereins zu Caſſel (E. H.), 

16. Allgemeine Krankenkaſſe der Hafenarbeiter zu Stettin und Umgegend (E. H.), 

17. Kranken- und Sterbekaſſe für induſtrielle und gewerbliche Betriebe (E. H.) in St. Tönis, 

18. Krankenkaſſe der Schiffszimmergeſellen von Heubude (E. H.), 

19. Gerber⸗Verein (E. H.) in Mülheim-Ruhr, 

20. Kaufmänniſche Krankenkaſſe für die Stadt Herford (E. H.), 

21. Kranken-Unterſtützungskaſſe der vereinigten Handwerksgehilfen (E. H.) in Olvenſtedt. 

Berlin, den 7. Auguſt 1907. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 

Zu III 6064 II. Ang. Neumann. 
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V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Stempelſteuer bei Schenkungen zur Ausbildung von Lehrlingen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 11. Juli 1907. 

Unter Bezugnahme auf die Erlaſſe vom 15. April und 1. Juli 1903 (HM Bl. S. 160 
und 267), betreffend den gnadenweiſen Erlaß der Stempelſteuer für die Beurkundung von 
Schenkungen, die der Ausbildung von Lehrlingen auf gewerblichen Fachſchulen dienen, 
erſuche ich Sie, die beteiligten Kreiſe zu verſtändigen, daß es nach dem Inkrafttreten der 
Vorſchriften des Reichserbſchaftsſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906 (RG Bl. S. 654) für Zu⸗ 
wendungen der gedachten Art, ſoweit fie 5000 , nicht überſteigen, eines Geſuchs um 
Steuerbefreiung nicht mehr bedarf, nachdem der Herr Finanzminiſter anerkannt hat, daß 
fie den im § 12 Nr. 3 daſelbſt bezeichneten Zwecken dienen. Wegen der 5000 .#. über- 
ſteigenden Schenkungen iſt einſtweilen an mich zu berichten. 

Im Auftrage. 

IIa 2795. — IV 7650. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hier, die Handels— 
vertretungen und Handwerkskammern. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Werkmeiſter au Maſchineubanſchulen und ähnlichen Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 22. Juli 1907. 

Es ſind Zweifel darüber entſtanden, ob die Werkmeiſter der ſtaatlichen Maſchinenbau⸗ 
und ähnlichen Fachſchulen während der Schulferien zu beurlauben oder ob ſie gehalten ſind, 
auch während der Ferien Dienſte zu leiſten. Aus dieſem Anlaſſe beſtimme ich hierdurch 
das Folgende: 

Ich will die Regelung der Beſchäftigung der Werkmeiſter an den in Betracht kommenden 
Schulen Ihres Bezirks während des Uuterrichtsbetriebs wie für die Ferienzeit Ihnen über- 
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laſſen. Dabei bemerke ich indes, daß es nicht die Abſicht ift, die Werkmeiſter für die 
Ferienzeit wie die Lehrer der Anſtalten zu behandeln. Die Werkmeiſter werden vielmehr, 
ſoweit es erforderlich erſcheint, ihren Dienſt auch während der Ferien zu verſehen haben. 
Im übrigen gehören ſie zu den Bedienſteten, über welche die Direktoren der Schulen gemäß 
8 7 der Dienſtanweiſung für die Direktoren der preußiſchen Fachſchulen uſw. vom 22. Auguſt 
1901 (HM Bl. S. 412) die Aufſicht zu führen haben. 

Wenn Sonderkurſe in den Schulferien an den Fachſchulen ſtattfinden, ſo müſſen die 
Werkmeiſter auf Erfordern der Direktoren für dieſe Kurſe Dienfte leiſten. Die Frage, ob 
den Werkmeiſtern für ihre Tätigkeit bei ſolchen Kurſen eine beſondere Entſchädigung zu 
gewähren fein möchte, iſt in jedem Falle von Ihnen zu prüfen. Wird eine Entſchädigung 
von Ihnen für angebracht erachtet, ſo wollen Sie mir entſprechende Vorſchläge in Ihrem 
die Einrichtung der Sonderkurſe und die Deckung der entſtehenden Koſten betreffenden 
Bericht unterbreiten. 

Im Auftrage. 
IV 2861. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbe— 
ordnung ergehenden Abänderungsgeſetze und Ausführungsbeſtimmungen uſw. Heraus⸗ 
gegeben von Kurt von Rohrſcheidt, Regierungsrat. Band 6 Heft 4. Berlin. Verlag von 
Franz Vahlen. 


—ä̃̈ —— —„ 


Carl Hemmanus Verlag in Berlin W. Gedruckt bet Jullus Sittenfeld in Berlin W. 


